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Vorblatt 


5. Änderung des Häftlingshilfegesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Häftlingshilfegesetz berücksichtigt nicht ausreichend die- 
jenigen Häftlinge, die nur wegen ihres persönlichen Einsatzes 
für demokratische Ziele nach der Besetzung ihres Aufenthalts- 
ortes oder nach dem 8, Mai 1945 in Gewahrsam genommen 
wurden. 


B. Lösung 

— Berücksichtigung von Haftzeiten in den Jahren 1947/48. 

— Gewährung der gesetzlichen Eingliederungshilfe vom ersten 
Gewahrsamsmonat an, wenn der Gewahrsam länger als 
zwei Jahre gedauert hat. 

— Erhöhung der zusätzlichen Eingliederungshilfe auf 90 DM 
monatlich. 

— Gewährung einer Ausgleichsleistung von 100 DM monatlich 
vom ersten Gewahrsamsmonat an, frühestens ab 1. Januar 
1947, wenn der Gewahrsam länger als zwei Jahre gedauert 
hat. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Die auf den Bundeshaushalt entfallenden Mehrkosten werden 
auf rd. 140 Millionen DM geschätzt. Der bei einem Inkrafttreten 
ab 1. Juli 1971 zur Verfügung stehende und voraussichtlich 
auch benötigte Betrag beläuft sich auf 16,8 Millionen DM, für 
den Deckung im Haushalt 1971 gefunden werden kann. Die 
Deckung des Finanzbedarfs für die Jahre 1972 ff. muß bei der 
Fortschreibung des Finanzplans gesucht werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. März 1971 

1/4 (III/2) — 83005 — Hä 1/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes 
(5. HHÄndG) 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 363. Sitzung am 12. März 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes 

(5. HHÄndG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfegesetzes 

Das Häftlingshilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 29. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1793), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz über die Anpassung der Leistungen des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 10. Juli 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt geändert und 
ergänzt; 

1. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

„(4) Von dem Stichtag des Absatzes 1 ist 
ferner nicht betroffen, wer 

1. nach dem 10. August 1955 im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes geboren ist oder 

2. innerhalb von sechs Monaten nach der 
Entlassung aus dem Gewahrsam in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurück- 
kehrt; in diese Frist werden Zeiten un- 
verschuldeter Verzögerung nicht einge- 
rechnet." 

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Ab- 
sätze 5 bis 7. 

2. § 9 b erhält folgende Fassung: 

.§ 9 b 

Zusätzliche Eingliederungshilfen 
und Ausgleichsleistungen 

(1) Ein Berechtigter nach § 9 a Abs. 1, der nur 
wegen seines persönlichen Verhaltens nach der 
Besetzung seines Aufenthaltsortes oder nach dem 
8. Mai 1945 in Gewahrsam genommen und län- 
ger als zwei Jahre in Gewahrsam gehalten 
wurde, erhält auf Antrag für jeden Gewahrsams- 
monat, frühestens vom 1. Januar 1947 ab, zu- 
sätzlich zu den Leistungen nach § 9 a Abs. 1 wei- 
tere neunzig Deutsche Mark. Die Absätze 2 und 
5 des § 9 a gelten auch für diese Leistungen. 
Diese zusätzliche Eingliederungshilfe wird auf 
einen Höchstbetrag von zwanzigtausendzwei- 
hundertfünfzig Deutsche Mark begrenzt. 

(2) Leistungen, die nadi § 9 a dieses Gesetzes 
in der Fassung vom 16. Juli 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 561) bewilligt worden sind oder 


werden, sind auf die nach Absatz 1 zu gewäh- 
renden entsprechenden Leistungen anzurechnen. 

(3) Ein Berechtigter nach Absatz 1 erhält auf 

Antrag als Ausgleich für die ihm aus seinem per- 
sönlichen Verhalten und dem Gewahrsam er- 
wachsenen Nachteile zuätzlich zu den Leistun- 
gen nach Absatz 1 für jeden Gewahrsamsmonat, 
frühestens vom 1. Januar 1947 ab, einhundert 
Deutsche Mark. Der Anspruch ist nur mit der 
Maßgabe vererblich, daß er beim Tode des nach 
Satz 1 Berechtigten auf den Ehegatten oder, falls 
ein Ehegatte nicht vorhanden ist oder verstirbt, 
zu gleichen Teilen auf die Kinder des Berechtig- 
ten übergeht, wenn diese das 18. oder, sofern sie 
sich in einer Schul- oder Berufsausbildung be- 
finden, das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Die Ausschließungsgründe des § 2 gelten 
auch für die Erben. Ist der nach Satz 1 Berech- 
tigte vor dem (Tag des Inkrafttre- 

tens des 5. HHÄndG) verstorben, so steht der 
Anspruch dem Ehegatten oder den Kindern so 
zu, wie er ihnen bei einem Übergang nach Satz 2 
zugestanden hätte. Im übrigen gelten die §§ 6, 7 
und 27 des KgfEG sinngemäß. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den Zeitpunkt und die Reihenfolge 
der Auszahlung der Leistungen nach Absatz 3 
nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel zu bestimmen; dabei sind Be- 
rechtigte mit höherem Lebensalter bevorzugt zu 
berücksichtigen. 

3. § 9 c wird wie folgt ergänzt: 

In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 9 a Abs. 2 gilt auch für diese Leistungen." 

4. In § 12 werden die Worte „Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte" 
durch die Worte „für dieses Gesetz federführen- 
den Minister" ersetzt. 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1971 in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Die Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz 
wurden 1969 durch die 3. und 4. Novelle (Bundes- 
gesetzbl. I S. 451 und S. 934) erweitert. Damit 
konnten zweifellos Fortschritte auf dem Gebiet der 
Häftlinigshilfe erreicht werden. Diese Verbesserun- 
gen stellten aber für einen bestimmten Personen- 
kreis unter den ehemaligen politischen Häftlingen 
noch keine ausreichende Lösung dar: diejenigen 
Häftlinge, die nur in Gewahrsam genommen wurden 
wegen ihres persönlichen Verhaltens nach der Be- 
setzung ihres Aufenthaltsortes oder nach dem 8. Mai 
1945 (Berechtigte nach § 9b HHG). Zu denken ist 
dabei an etwa 17 000 Häftlinge, die seinerzeit aus 
ideelen Gründen Leben, Freiheit und Existenz im 
anderen Teil Deutschlands für demokratische Ziele 
einsetzten und dafür Haftstrafen von durchschnitt- 
lich fünf Jahren auf sich nehmen mußten. Sie er- 
hielten durch die 3. Novelle keine zusätzlichen 
Leistungen; nach der 4. Novelle kann ihnen auch 
nur unter den engen Voraussetzungen des § 18 HHG 
eine Unterstützung durch die Stiftung für ehemalige 
politische Häftlinge gewährt werden. 

Seit jeher haben die Berechtigten nach § 9b HHG 
eine Gleichstellung mit den Opfern des National- 
sozialismus — insbesondere im Bereich der Be- 
schädigten- und Hinterbliebenenversorgung — ge- 
fordert. Die Bundesregierung vertritt wie bisher 
mit dem Bundstag die Ansicht, daß das Bundes- 
entschädigungsgesetz ein einmalige, in sich ge- 
schlossene Regelung darstellt und deshalb weder 
ganz noch teilweise auf andere Personengruppen 
ausgedehnt werden kann. Sie kann sich jedoch 
nicht der Tatsache verschließen, daß zahlreiche Be- 
rechtigte nach § 9b HHG ein schweres Schicksal 
erlitten haben, unter dessen Auswirkungen sie 
heute noch stehen. Mit dem vorliegenden Entwurf 
sollen deshalb die bestehenden Hilfen für diese 
Häftlinge in einem Umfang verbessert werden, der 
einen angemessenen Ausgleich für den durch ihr 
persönliches Verhalten verursachten Freiheits- 
verlust und seine Folgen gewährleistet. 


II. Der Gesetzentwurf im einzelnen 

Zu Artikel I 

Zu Nummer 1 

Mit dem neuen § 1 Absatz 4 sollen zwei weitere 
Ausnahmen vnn dem Stichtag (10. August 1955) zu- 
gelassen werden. § 1 Abs. 4 Nr. 1 wird für alle nach 
dem 10. August 1955 geborenen Antragsteller Be- 
deutung erlangen, die — ohne einen der bisherigen 


Ausnahmetatbestände des Gesetzes zu erfüllen — 
als Angehörige oder Hinterbliebene eines ehe- 
maligen politischen Häftlings Leistungen in An- 
spruch nehmen wollen. § 1 Abs. 4 Nr. 1 berücksich- 
tigt den Fall, in dem jemand nach dem 10. August 
1955 im Geltungsbereich des Häftlingshilfegesetzes 
seinen Wohnsitz genommen hat, oihne einen der 
geltenden Ausnahmetatbestände zu erfüllen, und 
danach in Gewahrsam gerät. Da der Betroffene 
während der Haft im Gewahrsams Land keinen 
Wohnsitz begründet, findet § 1 Absatz 2 und 3 
der jetzigen Fassung keine Anwendung. Hier kann 
nach der geltenden Fassung nur im Wege des 
Härteausgleichs geholfen werden (§ 12). 

Zu Nummer 2 

Bisher werden die zusätzlichen Eingliederungshilfen 
vom dritten Gewahrsamsjahr, frühestens vom 1. Ja- 
nuar 1949 ab, gewährt. Es erscheint geboten, auch 
die ersten beiden Haftjahre unter Einbeziehung der 
Haftzeiten zwischen dem 1. Januar 1947 und 31. De- 
zember 1948 zu berücksichtigen. Gleichzeitig erfolgt 
die Berechnung der zustäzlichen Eingliederungs- 
hilfe nicht mehr nach dem vollendeten Gewahrsams- 
vierteljahr, sondern nach Gewahrsamsmonaten 
(neunzig Deutsche Mark für jeden Monat). 

Mit der in Absatz 3 vorgesehenen Leistung soll dem 
Personenkreis der Berechtigten nach Absatz 1 zu- 
sätzlich ein Ausgleich für die Nachteile gewährt 
werden, die sich erfahrungsgemäß aus längeren 
Haftzeiten ergeben. Diese Leistung soll jedoch nach 
dem Tode des Berechtigten nur denjenigen Ange- 
hörigen zustehen, die durch die Folgen der Haft 
in besonderem Maße betroffen sind. 

Zu Nummer 3 

Die Änderung dient der Klarstellung. 


III. Finanzielle Auswirkungen 

Die auf den Bundeshaushalt entfallenden Kosten der 
Novelle werden auf rd. 140 Millionen DM geschätzt. 
Der bei einem Inkrafttreten am 1. Juli für 1971 zur 
Verfügung stehende und voraussichtlich auch be- 
nötigte Betrag beläuft sich auf 16,8 Millionen DM, 
für den Deckung im Haushalt 1971 gefunden werden 
kann. Die Deckung des Finanzbedarfs für die Jahre 
1972 ff. muß bei der Fortschreibung des Finanzplans 
gesucht werden. 

Bei einer Verteilung auf mehrere Haushaltsjahre 
dürften die Leistungen nach diesem Gesetz, die 
wahrscheinlich nur zum Teil in den Konsum fließen 
werden, keine nennenswerten Auswirkungen auf 
das Preisgefüge haben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zur Eingangsformel 

Die Eingangsformel ist wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz ist nach der vom Bundesrat ständig ver- 
tretenen Auffassung zustimmungsbedürftig, weil es 
das mit Zustimmung des Bundesrates ergangene 
Häftlingshilfegesetz förmlich ändert. 

2. Zu Artikel I hinter Nr. 1 (§ 5 a) 

Hinter Nummer 1 ist folgende Nummer 1 a einzu- 
fügen; 

,1a. Es wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§5a 

Bestattungsgeld und Sterbegeld 

(1) Beim Tode eines Beschädigten werden 
ein Bestattungsgeld und ein Sterbegeld in ent- 
sprechender Anwendung der §i§ 36 und 37 des 
Bundesversorgungsgesetzes gewährt. 

(2) Beim Tode eines versorgungsbereditig- 
ten Hinterbliebenen wird ein Bestattungsgeld 
in entsprechender Anwendung des § 53 des 
Bundesversorgungsgesetzes gewährt. " ' 

Begründung 

Bestattungsgeld (§§ 36 und 53 BVG) und Sterbegeld 
(§ 37 BVG) können bei wörtlicher Interpretation des 
HHG nicht gewährt werden. §i§ 4 und 5 HHG sehen 
nur Leistungen an den Beschädigten selbst und an 
die Hinterbliebenen des Beschädigten vor. Der Per- 
sonenkreis, dem Bestattungsgeld und Sterbegeld 
nach dem BVG gewährt werden kann, ist nicht auf 
die Personen beschränkt, die Hinterbliebenenversor- 
gung erhalten können. 

Der Änderungsvorschlag soll eine eindeutige Rechts- 
grundlage dafür schaffen, daß die Berechtigten nach 
dem HHG die gleiche Leistung erhalten wie die nach 
dem Bundesversorgungsgesetz unmittelbar An- 
spruchsberechtigten. 


3. Zu Artikel I Nr. 2 (§ 9 b) 

In § 9 b sind die Absätze 1 und 2 wie folgt zu fassen: 

„(1) Ein Berechtigter nach § 9 a Abs. 1, der in Ge- 
wahrsam genommen wurde nur wegen seines per- 
sönlichen Verhaltens nach der Besetzung seines 
Aufenthaltsortes oder nach dem 8. Mai 1945 und 
länger als zwei Jahre in Gewahrsam gehalten wor- 
den ist, erhält auf Antrag für jeden Gewahrsams- 
monat, frühestens vom 1. Januar 1947 ab, zusätzlich 
zu den Leistungen nach § 9 a Abs. 1 weitere neunzig 
Deutsche Mark. 

§ 9 a Abs. 2 und 5 gilt auch für diese Leistungen. Die 
zusätzliche Eingliederungshilfe wird auf einen 
Höchstbetrag von zwanzigtausendzweihundertfünf- 
zig Deutsche Mark begrenzt. 

(2) Leistungen, die nach § 9 b dieses Gesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Septem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1793) bewilligt worden 
sind, sind auf die nach Absatz 1 zu gewährenden 
Leistungen anzurechnen." 

Begründung 

Nach der Fassung des Gesetzentwurfs muß der Ein- 
druck entstehen, daß auch ein persönliches Verhal- 
ten vor Kriegsende einen Anspruch auf zusätzliche 
Eingliederungshilfe begründet. Das persönliche Ver- 
halten ist ausschließlich auf den Zeitpunkt der Be- 
setzung des Aufenthaltortes bzw. auf den 8. Mai 
1945, nicht aber auf die Ingewahrsamsnahme be- 
zogen. 

§ 9 b Abs. 1 Satz 1 sollte daher die vorgeschlagene 
Fassung erhalten. 

Der Bezug auf die Fassung des Gesetzes vom 16. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 561) reidit nicht aus, da 
durch das Vierte Änderungsgesetz zum Häftlings- 
hilfegesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1793) der 
anspruchsberechtigte Personenkreis erweitert wor- 
den ist. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein 
Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungs- 
gesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zu- 
stimmunqsbedürftiqkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung wird vorsorglich im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren prüfen, ob für die vorge- 
schlagene Ergänzung ein Bedürfnis besteht. Sie ver- 
tritt jedoch die Ansicht, daß das Bestattungsgeld und 
Sterbegeld bereits von der geltenden gesetzlichen 
Regelung (§§ 4 und 5 HHG) umfaßt wird. In der lan- 
gen Praxis des Häftlingshilfegesetzes sind insoweit 
niemals Zweifel entstanden. 

Zu 3. 

Gegen den Vorschlag werden keine Einwendungen 
erhoben. 
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